Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers

Das Landeskirchenamt

im September 2004

I.  Änderungen bei der Sonderzahlung („Weihnachtsgeld“)

II. Informationen zum Aufbau einer privaten Altersvorsorge

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Rahmen ihres Sparprogramms hat die niedersächsische Landesregierung beschlossen, die sog. Sonderzahlung, die gegenwärtig in Höhe von 4,17 v.H. der monatlichen Bruttodienstbezüge gezahlt wird, für Landesbeamte und -beamtinnen mit Wirkung vom 1. Januar 2005 ersatzlos zu streichen. Der Landtag wird voraussichtlich im November ein entsprechendes Gesetz beschließen. Nach dem Recht unserer Landeskirche werden Besoldung und Versorgung der Pfarrer- und Kirchenbeamtenschaft in entsprechender Anwendung der für die Beamten und Beamtinnen des Landes Niedersachsen geltenden Rechtsvorschriften gewährt. Damit steht auch für die Pfarrer- und Kirchenbeamtenschaft eine Streichung der Sonderzahlung an.  

Bereits im Juli dieses Jahres hatten wir die Kirchenkreise über unsere Informations- und Pressestelle informiert, dass eine abweichende kirchliche Sonderregelung aus unserer Sicht nicht möglich ist. Wir haben zunächst diesen Informationsweg gewählt, weil noch weitere Abstimmungen mit den übrigen niedersächsischen Kirchen erforderlich waren. Nun können wir Ihnen weitere Informationen geben, warum die Landeskirche zu denselben harten Einschnitten wie das Land gezwungen ist.

Die Kirchensteuer-Einnahmen der Landeskirche liegen derzeit um ca. 12 % unter den Werten des vergangenen Jahres. Nach dem gegenwärtigen Stand der Haushaltsplanungen rechnen wir für die Jahre 2005 und 2006 trotz drastischer Einschnitte bei allen Investitionen mit einem Haushaltsdefizit von jeweils über 60 Mio. €. Das sind mehr als 10 % des Haushaltsvolumens. Dieses Defizit kann nur vorübergehend durch Entnahmen aus den Rücklagen ausgeglichen werden. Wenn es bis 2010 nicht gelingt, dieses Defizit abzubauen, werden die Rücklagen der Landeskirche verbraucht sein. Damit ginge nicht nur jeglicher finanzieller Spielraum für die Zukunft verloren, sondern auch ein unvertretbarer, radikaler Abbau von Arbeitsplätzen würde unausweichlich. 

Uns ist bewusst, dass die Kirchenbeamtenschaft und insbesondere die Pfarrerschaft in den letzten Jahren bereits mehrfach finanzielle Einbußen hinnehmen musste, von denen andere Bedienstete unserer Landeskirche nicht betroffen waren. Diese Diskrepanz belastet die kirchliche Dienstgemeinschaft und ist nicht länger akzeptabel. Nachdem die Verhandlungen in der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission gescheitert sind, betreiben wir daher zurzeit ein Schlichtungsverfahren mit dem Ziel, dass Weihnachts- und Urlaubsgeld auch für Angestellte, Arbeiter und Arbeiterinnen wegfallen. Die dramatische Verschlechterung der kirchlichen Finanzlage lässt keine andere Wahl. Selbst der völlige Wegfall der Sonderzahlung für die Pfarrer- und Kirchenbeamtenschaft reicht im Ergebnis gerade aus, um die zusätzlichen Kirchensteuer-Ausfälle zu kompensieren, die durch den Wegfall der Sonderzahlung für die Beamten und Beamtinnen des Landes entstehen.

Der Wegfall der Sonderzahlung trifft viele hart. Uns belasten diese Entscheidungen sehr. Trotzdem ist dieser Einschnitt um der Zukunftsfähigkeit unserer Kirche willen unverzichtbar. Wir alle müssen daher – ebenso wie viele Menschen in unserem Land, die sogar um ihren Arbeitsplatz bangen müssen – finanzielle Einbußen hinnehmen. Es wäre auch gesamtgesellschaftlich nicht vermittelbar, wenn wir uns entgegen unseren bestehenden gesetzlichen Regelungen von der Streichung der Sonderzahlung abkoppeln würden. 

Im Dezember 2002 hatten wir Sie bereits über zwei Möglichkeiten zum Aufbau einer privaten Altersvorsorge informiert: Die sog. Riester-Rente und die Direktversicherung. Beide Möglichkeiten sind Angebote. Von ihnen kann, muss aber kein Gebrauch gemacht werden.

Mit In-Kraft-Treten des sog. Alterseinkünftegesetzes zum 1. Januar 2005 ändern sich die gesetzlichen Rahmenbedingungen für Direktversicherungen. Bislang galt, dass Beiträge zu einer Direktversicherung pauschal mit 20 % Lohnsteuer zuzügl. Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer versteuert werden konnten. Die Höchstgrenze lag bei 1.752 € im Jahr. Die Kapitalauszahlung konnte – unter Berücksichtigung der für Lebensversicherungen geltenden steuerrechtlichen Regelungen – steuerfrei erfolgen. Ab 1. Januar 2005 wird es diese Vorteile für Neuverträge nicht mehr geben. Beiträge zu einer Direktversicherung sind dann bis zur Höhe von 4 % der jährlichen Beitragsbemessungsgrenze (2.472 € in 2004) steuerfrei. Im Gegenzug sind später aber die Auszahlungsbeträge voll zu versteuern (sog. nachgelagerte Besteuerung).  

Kapitallebensversicherungen mit einer Mindestlaufzeit von 12 Jahren werden steuerlich auch über 2004 hinaus dann noch wie bisher begünstigt, wenn der Vertrag in diesem Jahr abgeschlossen wird, der Beginn des Versicherungsschutzes in 2004 liegt und der erste Beitrag bis zum Ende des Jahres 2004 bei der Versicherung eingeht. Weil bei Direktversicherungen der Dienstherr, bei den Pastoren und Pastorinnen sowie vielen Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen also die Landeskirche, Versicherungsnehmer ist, müssen Anträge in der Regel dem Landeskirchenamt zugeleitet werden. Sofern Sie beabsichtigen, noch zu den bisherigen Bedingungen eine Direktversicherung abzuschließen, bedenken Sie bitte, dass der Antrag rechtzeitig gestellt werden muss. Auch die Versicherung benötigt noch eine gewisse Bearbeitungszeit. Wir bitten Sie daher um Verständnis, dass wir Anträge auf Abschluss einer Direktversicherung im Jahr 2004, also zu den bisherigen Bedingungen, nur noch bis zum 

5. November 2004

annehmen können.

Um zu einer individuell auf die persönliche Lebenssituation und -planung zugeschnittenen Entscheidung zu gelangen, wenden Sie sich bitte an unabhängige Einrichtungen oder Anbieter Ihres Vertrauens von entsprechenden Altersvorsorgeverträgen. Ein Vergleich der am Versicherungsmarkt konkurrierenden Gesellschaften und ihrer Angebote erscheint uns unerlässlich.

Aus gegebenem Anlass betonen wir nochmals ausdrücklich, dass seitens des Landeskirchenamtes kein Anbieter favorisiert wird. Keine Gesellschaft ist autorisiert, als Partner der Landeskirche aufzutreten und den Hinweis auf Gespräche mit dem Landeskirchenamt zu Werbezwecken einzusetzen.

